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BauBüro FORDERUNGSMANAGEMENT 
 
Sichern Sie sich Ihren Werklohn 
 

Richtig anbahnen und abwickeln 
 
Die Zahlungsmoral der Schuldner ist so schlecht wie seit Jahren nicht mehr. Damit Sie am Ende Ihrer 
Arbeit nicht mit leeren Händen dastehen, sollten Sie schon vor Vertragsschluss einiges beachten. 
von Wolfgang Schirp 
 
Jeder Bauunternehmer hat das schon einmal erlebt: Der Auftrag ist erfüllt , die Zahlung bleibt aus. Auch anschlie-
ßende Mahnungen bleiben ohne Erfolg. Viele Handwerker sind durch solche »Kunden« schon um ihre Existenz 
gebracht worden. Der Schutz gegen Werklohnausfall beginnt am Anfang des Projekts, nicht erst bei 
Rechnungsstellung! 
Der kluge Bauunternehmer denkt schon an seinen Werklohn, wenn er einen neuen Vertrag anbahnt und 
abschließt. Denn schon hier werden entscheidende Weichen gestellt. Wer hier Fehler macht, hat es am Ende 
doppelt schwer. 
Ihre erster Schritt muss es  sein, ihren Vertragspartner eindeutig zu bestimmen. Schließlich müssen Sie wissen, 
wer am Ende für Ihren Werklohn einsteht. Dies ist meistens nicht so klar zu erkennen, wie das folgende Beispiel 
zeigt: Ein Handwerker erhält einen Auftrag. Auf dem Briefbogen des Auftrags bezeichnet sich der Kunde als 
»Unternehmensgruppe XYZ«, die schon Millionenprojekte erfolgreich realisiert habe. In der Tat ist ein Herr 
namens »XYZ« in der Gemeinde bestens bekannt und angesehen. 
Ob der Herr XYZ am Ende bezahlen muss, ist nicht so klar. Denn eine »Unternehmensgruppe« als Schuldner 
kennt unser Recht nicht. Es gibt »natürliche Personen« (hier Herr XYZ selbst) und »juristische Personen« (z.B. 
eine GmbH des Herrn XYZ). Im vorliegenden Fall ist leider nicht eindeutig erkennbar, wer nun eigentlich 
Schuldner sein soll. Dies kann nur durch Auslegung ermittelt werden. Wer schon einmal bei Gericht war, der 
weiß, dass dann leider alles Mögliche herauskommen kann. 
Vielleicht schuldet Herr XYZ am Ende überhaupt nichts, sondern das Gericht meint, Auftraggeber sei in 
Wahrheit eine seiner Gesellschaften gewesen, die mittlerweile insolvent ist. Daher muss bei Auftragserteilung 
klargestellt werden, welche natürliche oder juristische Person denn nun wirklich Schuldner sein soll. 
 
Handlungsvollmacht muss vorliegen 
 
Vor Vertragsschluss sollten Sie sich auch fragen, wer überhaupt für Ihren Vertragspartner handeln darf. 
Problemlos ist dies bei einzelnen Menschen, die sich in aller Regel selbst vertreten. Ein Herr XYZ kann für sich 
selbst unterschreiben. Das ist, von wenigen Ausnahmen abgesehen (z.B. Geisteskrankheit), eigentlich nie ein 
Problem. 
Wenn mein Gesprächspartner für einen anderen Menschen, eine GmbH oder AG handeln will, dann muss er ent-
sprechende »Organstellung« oder Vollmacht haben. In der Praxis wird sie gelegentlich nur ungenügend geprüft, 
wie das folgende Beispiel zeigt: Der bauleitende Architekt stellt fest, das auch eine zusätzliche Leistung 
dringend benötigt wird, von der in dem vertraglichen Leistungsverzeichnis nichts steht. Er bittet den 
Handwerker, diese Leis tung ebenfalls zu erbringen. Nach erledigter Arbeit will der Bauhandwerker beim 
Bauherrn abrechnen. Der verweigert die Zahlung. 
Die ursprüngliche Architektenvollmacht bezieht sich nicht auf die Erteilung von entgeltpflichtigen 
Zusatzaufträgen. Diese kann nur der Bauherr auslösen. Somit hat der Architekt ohne Vertretungsmacht 
gehandelt. Er haftet möglicherweise selbst auf Erfüllung. Den Bauherrn kann er nicht verpflichten. Es ist 
durchaus möglich, dass hier der Bauherr mit Recht die Bezahlung verweigert. Der Handwerker kann sich nur an 
den »vollmachtlosen Vertreter«, den Architekten halten. Das kann für ihn ein Problem darstellen, falls der 
Architekt für die Bezahlung dieses Zusatzauftrages nicht genügend Geld hat. In kritischen Fällen lohnt sich ein 
Blick ins Handelsregister, wenn der Handwerker Zweifel hat, wer eine bestimmte Ge sellschaft vertreten kann. 
Das Handelsregister ist öffentlich, und jedermann hat einen Rechtsanspruch auf Einsicht. 
 



Bonität überprüfen 
 
Die Zahlungsfähigkeit ihres Kunden können Sie nicht hundertprozentig feststellen. Die Mitteilungen von 
Kreditauskunfteien sind leider oft nicht aktuell. Bei so manchem unliquiden Schuldner soll, wie es in den 
Auskünften in der Regel heißt, die »Geschäftsverbindung noch zulässig« sein. Das liegt daran, dass jeder 
geschickte Schuldner seine Situation mit allen Mitteln vor jedermann verheimlicht. Die Dinge, von denen die 
Kreditauskunfteien erfahren - z.B. dass der Schuldner die eidesstattliche Versicherung abgegeben hat - kommen 
zeitlich viel zu spät, als dass sie dem Handwerker noch helfen könnten. Wenn die Abgabe der eidesstattlichen 
Versicherung erst einmal in den Auskünften steht, ist es für den Geschädigten schon zu spät. 
Versuchen Sie sich bei der Kammer zu erkundigen. Vielleicht wird dort eine »schwarze Liste« geführt. 
Bedenken Sie immer: Eine GmbH als Geschäftspartner ist in der Regel nur mit dem gesetzlichen Min destkapital 
von 50000,- DM ausgestattet. Als Schuldner bietet sie weniger Sicherheit als f i-ne natürliche Person. Die natür-
liche Person können Sie, möglicherweise über Jahre, mit Ihren Ansprüchen verfolgen. Dagegen ist die GmbH 
schnell pleite oder liquidiert. 
 
Es gibt Warnsignale, die man nicht übersehen sollte. Ein nicht branchenerfahrener Ge schäftsführer, der gar 
nichts mit der Firma zu tun hat, ist ein solches Warnsignal, wie das folgende Beispiel veranschaulicht: Ihr 
Geschäftspartner ist eine GmbH. Sie sprechen dort mit einem branchenerfahrenen, gestandenen 50-Jährigen, der 
sich als »Macher« präsentiert. Aber als Geschäftsführer steht eine 22-jährige Frau im Handelsregister, die 
zufällig auch das Telefon bedient und den Kaffee bringt. 
 
Spätestens jetzt sollten ihre Alarmglocken läuten. Brechen Sie die Verhandlungen sofort ab. Sie können sicher 
sein, dass Ihr »Macher« entweder schon Insolvenzen hinter sich hat oder gerade eine solche vorbereitet. 
Wenn Sie über ihren Ge schäftspartner keine Sicherheit erlangen können oder das Auftragsvolumen besonders 
groß ist, können Sie über eine Erfüllungssicherheit verhandeln. Ge rade die Großen der Branche bestehen 
zunehmend darauf, beispielsweise eine Bankbürgschaft als Erfüllungssicherheit zu bekommen. Das können Sie 
durchsetzen. Und wenn ein unsicherer Kantonist darauf gar nicht eingehen will und der Auftrag deshalb an die 
Konkurrenz geht, werden Sie sich später vielleicht doch sagen: »Ich hatte den richtigen Riecher und bin dem 
krummen Vogel nicht auf den Leim gegangen.« 
 
Schriftliche Verträge bevorzugen 
 
Wenn Sie Verträge abschließen, tun Sie dies schriftlich, oder bestätigen Sie mündliche Vertragsschlüsse 
zumindest schrift lich. Der Vertragsinhalt wird prä zise festgehalten, dadurch werden Missverständnisse vermie-
den. Außerdem können Sie später besser beweisen, was eigentlich Vertragsinhalt war. 
 
Eine schriftliche Vertragsurkunde ist ein wunderbares Be weismittel. Mit einer schriftliche Bestätigung können 
Sie u.U. den Vertragsinhalt in Ihrem Sinne gestalten. Schreiben Sie dem anderen, was aus Ihrer Sicht vereinbart 
worden ist. Das nennt man das »kaufmännische Bestätigungsschreiben«, und es kommt immer dann in Betracht, 
wenn auf der Gegenseite eine GmbH, AG oder ein Einzelkaufmann steht. Wenn Sie in einem solchen Falle den 
Vertragsinhalt so bestätigen, wie Sie ihn in Erin nerung haben und der Gegner 
nicht widerspricht, dann gilt das Geschriebene. Natürlich darf man das nicht übertreiben. Sie sollen nicht lügen 
oder Dinge hineinschreiben, die eindeutig so nicht besprochen waren. Aber in vernünftigen Grenzen sind Sie 
derjenige, der den Vertragsinhalt maßgeblich gestaltet und in seinem Sinne festhält. Lassen Sie sich diese 
Chance nicht entgehen! 
 
Überdies haben Sie die Möglichkeit, Ihre allgemeinen Ge schäftsbedingungen in den Vertrag einzubeziehen. 
Lassen Sie sich von Ihrem Rechtsanwalt allgemeine Geschäftsbedingungen (kurz: AGB) entwerfen, in denen die 
für Ihre Branche wichtigen Einzelfragen geregelt werden. Es lohnt sich. Teilen Sie dem Geschäftspartner Ihre 
AGB mit, und sehen Sie zu, dass diese ausdrücklich als Be standteil des Vertrages genannt werden. Und selbst 
wenn er nicht einverstanden ist: Ihre AGB können immer noch als »Abwehr-AGB« erfolgreich sein und die 
gegnerischen Klauseln aushebeln. Denn wenn sich zwei Parteien gegenseitig den Vertragsschluss bestätigen und 
jeder auf seine AGB Bezug nimmt, dann gelten die für den jeweils anderen Partner nachteiligen Klauseln 
überhaupt nicht. Sie haben also zwar nicht gesiegt, aber zumindest Ihre Haut gerettet. Und das ist doch auch 
schon etwas. 
 
Abschlagsrechnungen stellen 
 
Bei größeren Aufträgen sollten Sie unbedingt über Abschlagsrechnungen nachdenken. Sie werden dadurch liqui-
der und minimieren Ihr Risiko. Nach Abschluss der Arbeiten streiten Sie nur noch über einen Teilbetrag. 
 
Den Rest haben Sie bereits in der Tasche. Zusätzlich können Sie »faule Eier« als Vertragspartner schneller und 



früher identifizieren. Sie wissen zu einem Zeitpunkt Bescheid, wo Sie noch die Arbeiten einstellen und so Druck 
ausüben können! Das ist besser, als am Ende dem Geld hinterherzulaufen. 
 
Wenn es um Abschlagsrechnungen geht, gibt es aber mehrere Punkte, über die Sie Be scheid wissen müssen. 
Zum einen haben Sie nicht automa tisch einen Anspruch darauf, dass der andere Ihre Abschlagsrechnungen 
bezahlt. Denn das Bürgerliche Gesetzbuch geht davon aus, dass das Werk insgesamt fertiggestellt und dann am 
Ende »auf einen Schlag« bezahlt wird. Damit hat das BGB die Handwerker zum Leitbild gemacht, die 
vergleichsweise kleine Aufträge erfüllen. Diese Regelung passt nicht auf umfangreichere Arbeiten. Sie gilt aber 
auch für Sie, wenn Sie nichts unternehmen! 
In Ihrem Vertrag muss die Befugnis, Abschlagsrechnungen zu stellen, ausdrücklich geregelt sein. Genauso gut 
ist ein vereinbarter Zahlungsplan. Aber dazu muss etwas im Vertrag stehen. Glauben Sie nicht, dass Sie bei 
einem mündlichen Vertragsschluss in der Lage sein werden, eine Vereinbarung über Abschlagsrechnungen 
nachzuweisen. So etwas gehört in einen schriftlichen Vertrag oder in Ihre allgemeinen Ge schäftsbedingungen 
(AGB).  
 


